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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Militarorganisation

Die Immobilienbotschaft 2013 des VBS wurde Ende Februar publiziert und im Juni
erstmals beraten. Der Bundesrat beantragte Kredite im Gesamtbetrag von rund
CHF 505,5 Mio. Der grosste Anteil davon (CHF 150 Mio.) soll fir den Umbau des
Rechenzentrums des VBS verwendet werden. Kleinere Posten decken Projekte an
Bauten in Monteceneri (T1), Steffisburg (BE) und Payerne (VD) ab. Weiter sollen Arbeiten
am Einsatznetz Verteidigung vorgenommen werden. Gut CHF 239 Mio. sollen in einen
Rahmenkredit fur Vorhaben bis CHF 10 Mio. zugunsten der Eigentumervertreter und
Mieter fliessen. Dabei handelt es sich um Objekte in der Verantwortung von armasuisse
Immobilien, sprich Bauten fur Einsatz, Ausbildung und Logistik der Landesverteidigung
sowie der nationalen Sicherheit. Der Standerat befasste sich in der Sommersession mit
dem Geschéaft. Die Botschaft wurde geméss Entwurf und Antrag des Bundesrates
einstimmig mit 34 Stimmen angenommen und an die grosse Kammer Uberwiesen. In der
Herbstsession stand das Geschéft auf der Tagesordnung des Nationalrates. Die positive
Einstellung aus der Standekammer wurde von den Volksvertretern nicht vollends geteilt:
Zwar hatte die vorberatende Kommission mit 21 zu null Stimmen die Vorlage eindeutig
gutgeheissen, im Raum stand aber ein Einzelantrag Gysi (sp, SG) auf Genehmigung von
lediglich CHF 400 Mio. Die SP-Fraktion hiess den Antrag des Bundesrates insgesamt
gut, merkte jedoch an, dass dieser weit hdher sei, als in den vergangenen Jahren (2012:
CHF 407 Mio.). Weil zusatzlich in der Immobilienbotschaft angemerkt worden war, dass
die Betrage mit den gegenwartigen finanzpolitischen Planungen (Voranschlag 2013 und
im Finanzplan 2014-2016) nicht finanzierbar seien, rief die SP zu Zuriickhaltung auf.
CHF 100 Mio. wurden voraussichtlich ohnehin nicht beansprucht, begrindeten die
Genossen ihren Antrag. Die Grine Partei war allerdings die Einzige, welche den Antrag
unterstlitzte, die bdlrgerlichen Fraktionen waren allesamt fir eine bedingungslose
Unterstlitzung der Botschaft. Auch die Finanzpolitische Kommission sprach sich in
einem Mitbericht flr die Vorlage aus, so dass schliesslich die wohlwollenden Kréafte
Uberwogen und das Geschéaft entsprechend mit 132 zu 49 Stimmen verabschiedet
wurde. Mit der Losung der Ausgabenbremse auch im Nationalrat wurde das Geschaft
abgeschlossen. '

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Nur ein Jahr nach deren Lancierung erklarte die Bundeskanzlei im Februar 2020 die
Pramien-Entlastungs-Initiative fiir Zustandegekommen. Die Initiative der SP, die den
Titel «Maximal 10 Prozent des Einkommens flir die Krankenkassenpramien» tragt,
verlangt, dass der Anteil der Krankenkassenpréamien, der 10 Prozent des verfligbaren
Einkommens Ubersteigt, nicht durch die Versicherten selber zu tragen sei, sondern
mittels Pramienverbilligung von Bund und Kantonen tbernommen werden soll. Die
Initiantinnen und Initianten hatten nach nur 10 Monaten 101'780 glltige Unterschriften
eingereicht - auch wenn die Unterschriftensammlung gemass Tribune de Genéve
anfanglich nur 1 Monat hatte beanspruchen sollen.

Vor allem in den Medien der Romandie |6ste die Einreichung der Unterschriften einiges
Interesse aus. Das hohe Tempo bei der Unterschriftensammlung zeige, dass ihre Partei
einen Nerv getroffen habe, sagte Barbara Gysi (sp, SG) bei der Einreichung gegenlber
dem Tages-Anzeiger. Auch SGB-Prasident Maillard (sp, VD) betonte die Wichtigkeit der
Initiative: Bereits heute gében viele Haushalte - vor allem diejenigen mit tiefen
Einkommen - mehr als 15 Prozent ihres Einkommens fur die Prdmien aus und dieser
Anteil wirde weiter steigen. Darlber, wie hoch der durchschnittliche Anteil der
Pramien am Einkommen eines Haushalts jedoch tatséachlich ist, waren sich die
Beflrwortenden und ihre Kritikerinnen und Kritiker nicht einig: Geméass NZZ betragt
dieser 7 Prozent, gemaéss der SP liegt er bei 14 Prozent. Ein weiterer positiver Effekt der
Initiative sei zudem, dass die Problematik der Gesundheitskosten vom Parlament eher
angegangen werde als bislang, als die Kosten auf die Steuern abgewélzt worden seien.
Man zwinge damit die burgerlichen Parteien zum Handeln, erganzte Maillard.

Kritisiert wurde in den Medien unter anderem, dass die Kosten der Initiative unklar
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seien, da diese von der Entwicklung der Gesundheitskosten sowie von der Definition
des verfluigbaren Einkommens abhingen. Mehrmals war die Rede von Kosten bis CHF 4
Mrd. pro Jahr, wenn man das Modell des Kantons Waadt, der eine entsprechende
Regelung bereits kennt, auf die ganze Schweiz Ubertragen wirde. Philippe Nantermod
(fdp, VS) wehrte sich Uberdies vor allem dagegen, dass man ein weiteres kantonales
Problem auf nationaler Ebene I6sen wolle. Es gabe bereits kantonale Losungen, die auch
die Ubrigen kantonalen Hilfsleistungen bertcksichtigten. Zudem wehrte er sich gegen
die Behauptung der Initiantinnen und Initianten, dass die Gesundheitsausgaben
Kopfsteuern seien: Bereits heute wirden mehr als die Halfte der Gesundheitsausgaben
Uber die Steuern bezahlt, wodurch vor allem Personen mit héheren Einkommen
belastet wirden. Ansonsten wirden die Pramien bereits heute bei CHF 1000 pro Monat
liegen. Die CVP kritisierte schliesslich, dass die Vorlage das eigentliche Problem, die
steigenden Gesundheitskosten, im Unterschied zu ihrer eigenen Initiative nicht
angehe. ?

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Nach vier Jahren im Amt kindigten Stdnderétin Pascale Bruderer (AG) und Nationalrat
Stéphane Rossini (VS) ihren Ricktritt aus dem Vizeparteiprasidium an. Fir die
Vertretung der Westschweiz kiindigten Géraldine Savary (VD) und Carlo Sommaruga (GE)
ihr Interesse an. Die Deutschschweizer Vertretung wurde zwischen Hans Stockli (BE)
und Barbara Gysi (SG) ausgemacht. Die Presse ortete mit der Wahl von Gysi und Savary
Anfang September einen leichten Linksrutsch im Vizepréasidium. Fur das funfkopfige
Gremium bestatigt wurden zudem Marina Carobbio (Tl), Jacqueline Fehr (ZH) und der
Prasident der Juso, David Roth (LU). ®

Ein Wechsel an der Spitze der SP scheint fur die nachste Zeit nicht geplant zu sein. An
der Delegiertenversammlung Ende Juni in Winterthur wurden der seit 2008 amtierende
Parteiprasident Christian Levrat und das flnfkopfige Vizeprasidium, bestehend aus
Jacqueline Fehr (ZH), Barbara Gysi (SG), Géraldine Savary (VD), Marina Carobbio
Guscetti (TI) und David Roth (LU) wiedergewahlt. Levrat gab bekannt, sich auch nach
den Wahlen 2015 weiterhin als Prasident zur Verflgung zu stellen. Er wurde von der SP
des Kantons Freiburg Ende Jahr auch wieder als Standeratskandidat nominiert.

Linke und 6kologische Parteien

Nach den Gerlchten Uber seinen moglichen Abgang in Folge der schlechten
Wahlresultate bei den Nationalratswahlen 2019 bestétigte Christian Levrat am 12.
November 2019 in den Medien offiziell seinen Riicktritt als SP-Parteiprasident. Schon
Anfangs November hatte Jacqueline Fehr (sp, ZH) - mit klaren Worten - Levrats Abgang
gefordert; eine Forderung, die zum Beispiel auch die Zurcher SP-Co-Préasidentin Priska
Seiler Graf geteilt hatte.

Christian Levrat kommunizierte seinen Entscheid in zwei Interviews mit dem Blick und
La Liberté, wobei er auch Kklarstellte, dass sein Abgang schon im Frihling 2019
beschlossen worden war. Der auf November 2020 geplante Parteitag werde auf April
2020 vorgezogen, damit das neue Prasidium genug Zeit habe, um die ndchsten Wahlen
vorzubereiten. Somit stehe sein Rucktritt nicht mit den Ergebnissen der
Nationalratswahlen 2019 und den lauten Abtrittsforderungen seitens anderer
Parteimitglieder in Zusammenhang.

Die Presse blickte auf die Erfolge und Misserfolge des Parteiprasidenten zurtck:
Obwohl Levrat die Verluste der SP in puncto Stimmenanteile nicht habe verhindern
koénnen, sei es ihm gelungen - so die NZZ - «die Strémungen innerhalb der traditionell
streitlustigen Partei relativ erfolgreich zu vereinen» und im Stéanderat auch Allianzen
Uber die Parteigrenzen hinweg einzufadeln.

Mit dem Rdcktritt von Levrat starteten die Medien ihre Spekulationen zu seiner
Nachfolgerin oder seinem Nachfolger. Im Rennen um das Prasidium hatten gemass NZZ
bereits folgende Personen ihr Interesse gedussert: Flavia Wasserfallen (sp, BE), Barbara
Gysi (sp, SG), Mattea Meyer (sp, ZH), Min Li Marti (sp, ZH) und Cédric Wermuth (sp, AG).
Der Tages-Anzeiger betonte Uberdies, dass die Wahl des Prasidiums flr zahlreiche
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Parteimitglieder nicht nur eine neue Person an der Spitze der SP, sondern auch eine
neue Aufstellung der Partei - sowohl organisatorisch als auch inhaltlich - bedeute:
Einige Parteimitglieder winschten sich eine «Feminisierung» der Partei, andere einen
Wahlkampf mit klarerem Programm und klarerer Richtung, wieder andere eine Person
mit strategisch-fuhrungsmassigen Qualitaten. Wer das Prasidium Ubernimmt und wie
die neue Strategie aussehen soll, wird im April 2020 entschieden. ®

Verbande
Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Nicht nur der Gewerbeverband (SGV), auch die Gewerkschaften verloren bei den
Eidgendssischen Wahlen im Herbst 2019 Sitze im Parlament. Wie der Tages-Anzeiger
nach den Wahlen berichtete, wurden Corrado Pardini (sp, BE) und Nicolas Rochat
Fernandez (sp, VD) von der Unia, Philipp Hadorn (sp, SO) von der SEV, Thomas Ammann
(cvp, SG) von Transfair sowie Adrian Wdathrich (sp, BE) von Travailsuisse nicht
wiedergewdhlt. Der Travailsuisse-Vizepréasident, Jacques-André Maire (sp, NE) hatte
zudem bereits im Vorfeld angeklindigt, dass er sich aus der Politik zurtickziehen werde.

Es gab aber auch Zuwachs und Konstanten: Neu in das Parlament gewahlt wurden SGB-
Président Pierre-Yves Maillard (sp, VD), VPOD-Prasidentin Katharina Prelicz-Huber (gp,
ZH), Greta Gysin (gp, Tl), Geschéftsleitungsmitglied von Transfair, sowie die Unia-
Gewerkschaftssekretdrin Tamara Funiciello (sp, BE). Wiedergewahlt wurden die
Présidentin des PVB Barbara Gysi (sp, SG), Transfair-Président Stefan Muller-Altermatt
(cvp, SO), Iréne Kalin (gp, AG), Prasidentin der Gewerkschaft Arbeit Aargau, Samira Marti
(sp, BL), Prasidentin des VPOD Region Basel sowie Edith Graf-Litscher (sp, TG) und
Mathias Reynard (sp, VS) von den Gewerkschaftsblinden Thurgau und Wallis.

Der Tages-Anzeiger konstatierte, die Gewerkschaften seien mit diesen Wahlresultaten
«weit entfernt von der Stérke ihrer besten Tage», etwa als nach den Wahlen 2003 «je
nach Zahlung» bis zu zwei Dutzend Ratsmitglieder der «gewerkschaftlichen Achse
angehorten». SGB-Prasident Maillard hingegen hatte keine Mihe mit dem Resultat -
neben dem Klima sei insbesondere auch die Frauenfrage bei diesen Wahlen einfach
wichtiger gewesen. Ferner flhle sich ja nach wie vor ein grosser Teil der SP mit den
Gewerkschaften verbunden, ohne dabei selbst Mitglied einer Gewerkschaft zu sein,
ausserte sich auch der nicht wiedergewahlte Hadorn zur Lage. Moglich sei auch, dass
die Gewerkschaften langerfristig Opfer ihres eigenen Erfolges wurden, liess er zudem
verlauten, da offenbar viele Menschen in der Schweiz unterdessen einen gewissen
Wohlstand geniessen kénnten und dadurch gewerkschaftliche Themen in den
Hintergrund riickten. ©
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